VERORDNUNGSBLATT DER

MARKTGEMEINDE
HORBRANZ

Jahrgang 2023 Ausgegeben am 04.07.2023

1. Verordnung: Wasserleitungs- und Wassergebuhrenordnung

VERORDNUNG UBER DIE OFFENTLICHE WASSERVERSORGUNG FUR DIE
MARKTGEMEINDE HORBRANZ

Gemal den Bestimmungen des Wasserversorgungsgesetzes, LGBI. Nr. 3/1999, idgF, und den 8§ 16
Abs. 1 Zi. 15 und 17 Abs. 3 Zi. 4 Finanzausgleichsgesetz 2017 — FAG 2017, BGBI. Nr. 116/2016, idgF,
wird gemald Beschluss vom 28.06.2023 der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Horbranz verordnet:

1. Abschnitt
Allgemeine rechtliche und technische Bestimmungen

81
Allgemeines, Begriffe

(1) Der Anschluss von Gebéuden, sonstigen Bauwerken, Betrieben und Anlagen an die
Gemeindewasserversorgungsanlage und der Bezug von Trink- und Nutzwasser hat nach den
Bestimmungen dieser Verordnung zu erfolgen.

(2) Anschlussnehmende sind die Eigentiimer:innen von Bauwerken, Betrieben oder Anlagen, die an
die Gemeindewasserversorgungsanlage angeschlossen werden mussen oder dirfen.

(3) Die Gemeindewasserversorgungsanlage ist die Gesamtheit aller Einrichtungen der Marktgemeinde
Horbranz, die der Fassung, Aufbereitung, Bevorratung und Verteilung von Wasser an Abnehmer fur Trink-
, Nutz- und Feuerléschzwecke dienen, mit Ausnahme der Verbrauchsleitungen. Sie umfasst alle baulichen
und technischen Anlagen, einschlielich der Mess-, Kontroll- und Sicherheitseinrichtungen, die zur
Forderung, zum Transport, zur Speicherung und zur Lieferung von Trink- und Nutzwasser dienen.

(4) Versorgungsleitung ist jener Teil der Gemeindewasserversorgungsanlage, der der Zuleitung des
Wassers zu den Anschlussleitungen dient.

(5) Anschlussleitung ist die Wasserleitung zwischen der Anschlussstelle an der Versorgungsleitung
und der Ubergabestelle.

(6) Ubergabestelle ist die Grenze zwischen Anschlussleitung und Verbrauchsleitung.
(7) Verbrauchsleitung ist die Wasserleitung nach der Ubergabestelle.
(8) Brauchwasser sind Waésser, die nicht als Trinkwasser freigegeben sind.

§2
Versorgungsbereich

Der Versorgungsbereich ist durch gesonderte Verordnung der Gemeindevertretung der
Marktgemeinde Horbranz festzulegen.
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83
Anschlusszwang, Anschlussrecht

(1) Den Eigentiimer:innen von
a) Gebduden, die ganz oder teilweise Wohnzwecken dienen,

b) sonstigen Bauwerken, Betrieben oder Anlagen, bei denen Ublicherweise Trink- oder Brauchwasser
bendtigt wird,
und die ganz oder Uberwiegend im Versorgungsbereich im Sinne des § 2 liegen, sind verpflichtet,
diese an die Gemeindewasserversorgungsanlage anzuschlieRen (Anschlusszwang).

(2) Ein Anschlusszwang gemaR Abs. 1 besteht nicht,

a) fur Betriebswasserleitungen offentlicher Eisenbahnen, soweit die Benutzung solcher Anlagen die
Gesundheit nicht gefdhrden kann,

b) wenn der Anschluss die Leistungsfahigkeit der Gemeindewasserversorgungsanlage tberfordern
wilirde,

¢) wenn die Weiterbenutzung einer bestehenden eigenen Wasserversorgungsanlage die Gesundheit
nicht gefahrdet oder

d) fir Bauwerke, die nur vorlibergehenden Zwecken dienen, wie insbesondere bei Veranstaltungen,
Baustellen oder auBerordentlichen Verhaltnissen, sofern die Behorde aus Griinden des
Gesundheitsschutzes nicht einen Anschluss vorschreibt.

(3) Die Behorde kann auf Antrag der Anschlusspflichtigen eine Ausnahme vom Anschlusszwang
gemdl Abs. 1 mit Bescheid bewilligen, wenn der Anschluss nur mit unverhdltnisméaRig hohen Kosten
hergestellt werden kann und die zu errichtende eigene Wasserversorgungsanlage den gesundheitlichen,
hygienische sowie technischen Anforderungen entspricht.

(4) Soweit ein Anschlusszwang nicht besteht, sind Eigentimer:innen von Bauwerken, Betrieben und
Anlagen berechtigt, diese an die Gemeindewasserversorgungsanlage anzuschlielen, wenn dies weder dem
Interesse an einem planméaBigen Ausbau der Gemeindewasserversorgungsanlage widerspricht, noch die
Leistungsféhigkeit der Gemeindewasserversorgungsanlage tbersteigt und die Einrdumung von Rechten
geméR § 9 Wasserversorgungsgesetz nicht erforderlich ist (Anschlussrecht).

§4
Schriftliche Mitteilung, Bescheid

(1) Um die Bewilligung zum Anschluss an die Gemeindewasserversorgungsanlage ist mittels
schriftlichen Antrages und eines Lageplanes anzusuchen.

(2) Der Anschluss an die Gemeindewasserversorgungsanlage darf nur aufgrund einer schriftlichen
Mitteilung, in welcher die Gemeinde dem Anschluss des Bauwerkes, Betriebes oder der Anlage zustimmt,
einer Feststellung der Behorde, dass ein Anschlusszwang oder ein Anschlussrecht besteht, oder einer
Anordnung geméaR Abs. 4 erfolgen.

(3) In die schriftliche Mitteilung im Sinne des Abs. 2 sind n&dhere Bestimmungen, insbesondere tiber
a) den Zeitpunkt des Anschlusses,
b) die Art und Dimension der Anschlussleitung,
c) die Auflassung bestehender Hauswasserversorgungsanlagen und

d) erforderlichenfalls eine mengenméaRige oder zeitliche Beschrankung des Wasserbezuges
aufzunehmen.

(4) Die Behorde hat auf Antrag der Eigentimer:innen eines Bauwerkes, Betriebes oder einer Anlage
durch Bescheid festzustellen, ob ein Anschlusszwang oder ein Anschlussrecht im Sinne des § 3 besteht.
Der Anschluss ist anzuordnen, wenn ein anschlusspflichtiges Bauwerk, Betrieb oder eine Anlage nach
schriftlicher Aufforderung durch die Behdrde innert der darin gesetzten Frist nicht angeschlossen worden
ist.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten sinngemaR fiir Anderung von Bauwerken, Betrieben oder Anlagen, die zu
einer wesentlichen Erhdhung des Wasserbezuges fiihren kénnen.
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85
Anschlussleitung

(1) Die Herstellung der Anschlussleitung hat durch die Gemeinde oder deren Bevollméchtigte auf
Kosten der Anschlussnehmenden zu erfolgen.

(2) Die Anschlussleitung ist in einer Tiefe von mindestens 1,10 m und so zu verlegen, dass sie bei der
Grundstiicknutzung nicht beschédigt werden kann und fir die Instandhaltung ohne besondere
Schwierigkeiten zugéanglich ist. Die Rohrleitung ist in ein allseits mindestens 10 cm starkes Sandbett zu
verlegen. Die Rohre, Rohrverbindungen und sonstige Teile miissen aus bestandigem, die Beschaffenheit
des Wassers nicht beeintrachtigendem Material bestehen und fiir einen Betriebsdruck von mindestens 16
bar ausgelegt sein.

(3) Der Rohrdurchmesser hat dem zu erwartenden Wasserbedarf zu entsprechen. Die Marktgemeinde
Horbranz kann fiir die Berechnung des Mindestquerschnittes ein befugtes Unternehmen beauftragen. Die
notwendigen Angaben fir die Berechnung sind von den Anschlussnehmenden zur Verfiigung zu stellen.
Die Kosten sind von den Anschlussnehmenden zu tragen.

(4) Samtliche bauliche und technische Anlagen der Versorgungs- und Anschlussleitung sind
freizuhalten und dirfen nicht Gber- oder verbaut oder Uberschiittet werden. Allfallig entstehende Kosten
zur Freilegung werden den Anschlussnehmenden in Rechnung gestellt.

(5) Wenn zur Herstellung der Anschlussleitung Arbeiten im Bereich einer 6ffentlichen Strale
erforderlich sind, dann haben die Anschlussnehmenden, unbeschadet der strallenpolizeilichen und
straBenverwaltungsrechtlichen Vorschriften, die Gemeinde zumindest zwei Wochen vor Beginn der
Arbeiten in Kenntnis zu setzen.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten sinngeméaR auch fiir Anderungen und Ergénzungen der
Anschlussleitung.

(7) Die Anschlussleitung geht nach ihrer Fertigstellung in das Eigentum der Marktgemeinde Hoérbranz
Uber. Sie ist auf Kosten der Gemeinde von ihr instand zu halten, zu warten sowie bei Bedarf abzuéandern,
zu erneuern oder zu entfernen. Die hierbei entstehenden Kosten sind von den Anschlussnehmenden der
Gemeinde zu ersetzen, ausgenommen in jenen Fallen, welche auf normale Abniitzung der Leitung
zuriickzufiihren sind.

(8) Die Anschlussleitungen durfen nicht (berbaut werden. Dies gilt auch fur bewilligungsfreie
Bauvorhaben (8 20 VIbg. BauG). Der Mindestabstand zur Mittelachse der jeweiligen Anschlussleitung hat
mindestens 1,00 m zu betragen. Zum Zwecke der Wartungsarbeiten sind diese stets frei zugénglich zu
halten. Es diirfen keine Straucher oder Baume naher als 1,0 m an die Mittelachse gesetzt werden.

(9) Bei notwendigen Abweichungen des Abs. 8 ist mit der Marktgemeinde Horbranz eine
entsprechende Vereinbarung zu schlieBen. In der Vereinbarung ist die Mehrkostentragung zu regeln, die
spaterhin bei Reparaturen oder Leitungsaustausch anfallen und nicht von der Gemeinde (ibernommen
werden.

(10) Fur jene Anschlussleitungen, die nicht von der Gemeinde hergestellt wurden, sind
Instandsetzungskosten (Material und Arbeit), die vor der normalen Abnitzungsdauer von 30 Jahren
entstehen, von den Anschlussnehmenden in jenem Umfang der Gemeinde zu ersetzen, als die
Betriebstiichtigkeit der Leitung gegenuber der normalen Haltbarkeit vermindert ist, insbesondere durch
Verwendung von geschweiften Eisenrohren, Isolierung der Eisenrohre ohne entsprechende Jutebandagen,
zu niedrige Druckfestigkeit an PVC-Rohren.

(11) Absperrvorrichtungen an der Anschlussleitung dirfen nur von der Gemeinde oder von diesen
Beauftragten bedient werden.

(12) Die Anbringung von Hinweisschildern fur Armaturen, Hydranten und dergleichen auf Anlagen,
Zaunen und Objekten der Grundstiickeigentiimer:innen sind von jenen unentgeltlich zu gestatten.

(13) Die Anschlussnehmenden haben dafur Sorge zu tragen, dass der Hauswasserschieber mit einer
Schieberkappe versehen ist und jederzeit sichtbar und freizuganglich sein muss. In landwirtschaftlichen
Wiesen kann der Schieber bis 5 cm abgedeckt werden.

(14) Werden an einer Anschlussleitung spéter weitere Anschlussnehmenden angeschlossen, so hat die
Gemeinde Uber Antrag die Entschadigung festzusetzen, die alle zusétzlichen Anschlusswerbenden den
bisherigen Anschlussnehmenden, welche seinerzeit die Anschlussleitung auf eigene Kosten errichteten, zu
leisten hat.

(15) Die Benutzung der Anschlussleitung als Schutzerder fir elektrische Anlagen ist nicht zul&ssig.
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(16) Wenn ein Wasseranschluss fiir die Wasserversorgung einer Liegenschaft fiir mehr als ein Jahr
nicht mehr benétigt wird, kann bei der Gemeinde die Sperrung des Anschlusses beantragt werden. Eine
neuerliche Offnung darf nur durch die Gemeinde erfolgen. Die durch die Sperrung und Offnung
erwachsenden Kosten haben die Anschlussnehmenden der Gemeinde zu ersetzen.

86
Wasserzahler

(1) An der Verbindungsstelle zwischen der Anschlussleitung und der Verbrauchsleitung ist von der
Gemeinde auf deren Kosten ein Wasserzéhler zur Messung der von der Wasserversorgungsanlage
bezogenen Wassermenge einzubauen.

(2) Die Anschlussnehmenden sind verpflichtet, den Wasserzéhler gegen Frost und sonstige
Beschéadigungen von aufien zu schiitzen und fir dessen leichte Zugénglichkeit zu sorgen. Beim Anschluss
von Betrieben, die nicht Gebdude sind, und von Anlagen, haben die Anschlussnehmenden fir den
Wasserzéhler einen Schacht vorzusehen. Ist eine geschiitzte Unterbringung im Objekt nicht méglich, haben
die Anschlussnehmenden hierfiir einen Schacht mit mindestens 1,0 m Durchmesser und 1,5 m Tiefe
vorzusehen. Dieser ist grundwasserdicht und gesichert gegen Niederschlagswasser, ausgerlstet mit
Steigbligeln und einer tragfahigen gegen Wasser und Frost schiitzenden Abdeckung auszufiihren.

(3) Der Wasserzahler ist von der Gemeinde zu warten. Wenn durch die Nichtbeachtung der
Verpflichtungen geméal Abs. 2 Schéden verursacht worden sind, sind der Gemeinde die Kosten fur diese
Schéaden zu ersetzen.

(4) Sofern seitens der Anschlussnehmenden zusétzliche Wasserzahler (Subzéhler) innerhalb der
Verbrauchsleitung eingebaut werden, gehen die dadurch entstehenden und kinftigen Kosten zu deren
Lasten. Flr die Gebuhrenberechnung bilden diese aber keine Grundlage.

(5) Bei nur tempordrem Wasserbezug, wie inshesondere bei Veranstaltungen, liegt es im Ermessen
der Gemeinde, einen Wasserzéhler anzubringen.

(6) In Teilbereichen der Gemeindewasserversorgung ist der Einbau eines Druckreduzierventiles vor
dem Wasserzéhler erforderlich. Dieses ist auf Verlangen der Gemeinde einzubauen. Die Erhaltung dieses
Ventils obliegt den Anschlussnehmenden.

(7) Ergeben sich Zweifel an der Richtigkeit der Messung des Wasserzahlers, so ist dieser von
Amtswegen oder auf Antrag der Anschlussnehmenden hin zu Gberpriifen. Ergibt die Uberpriifung einen
Messfehler, der innerhalb der nach den Eichvorschriften zuléssigen Abweichungen von der Richtigkeit
liegt, so haben die Anschlussnehmenden die mit der Prifung verbundenen Kosten zu tragen, sofern die
Prufung auf deren Antrag hin erfolgt ist.

(8) Brauchwasser, das in die ¢ffentliche Abwasserentsorgungsanlage eingeleitet wird, ist Gber einen
Wasserzéhler der Gemeinde unter sinngeméBer Anwendung der Abs. 1 bis 5 zu erfassen.

87
Verbrauchsleitung

(1) Die Verbrauchsleitung ist von den Anschlussnehmenden nach den jeweiligen gultigen Stand der
Technik und Wissenschaft so herzustellen und zu warten, dass Gefahren fir das Leben und die Gesundheit
von Menschen vermieden und die Sicherheit des Eigentums nicht beeintrachtigt werden. Insbesondere
dirfen  von  der  Verbrauchsleitung  keine  nachteiligen  Auswirkungen  auf  die
Gemeindewasserversorgungsanlage und die Beschaffenheit des darin geférderten Wassers ausgehen.

(2) Die Verbrauchsleitung ist aus Material herzustellen, das fur einen Betriebsdruck von mindestens
16 bar zugelassen ist. Beim Anschluss von Anlagen zur Warmwasseraufbereitung sowie von Maschinen
und Geréten, die mittels Wasserdrucks betrieben werden konnen, ist Vorsorge zu treffen, dass ein
Zurtickstromen des Wassers in das Wasserversorgungsnetz nicht erfolgen kann. An der Verbrauchsleitung
entstandene Schaden und Mangel sind unverziglich zu beheben.

(3) Wasserverluste, die auf Wartungsméngel zuriickzufihren sind, sowie die Kosten fiir
Instandhaltungen gehen zu Lasten der Anschlussnehmenden.

(4) Zur Abwehr von Frostgefahr haben die Anschlussnehmenden die hierfiir notwendigen
SchutzmaBBnahmen zu treffen. Frieren Leitungen dennoch ein, so sind diese fachgerecht aufzutauen.
Gartenleitungen und Leitungen, die einer besonderen Frostgefahr ausgesetzt sind, sind im Winter zu
entleeren.
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(5) Zur Abwehr von Verschmutzung bei Instandsetzungs- und Reparaturarbeiten im Versorungs- und
Anschlussnetz sind von den Anschlussnehmenden nach der Ubergabestelle geeignete technische
Vorrichtungen (Filter und Sieb) einzubauen.

§8
Brauchwassernutzung im Haushalt

(1) Die Errichtung einer Brauchwasseranlage bedarf — unbeschadet anderer Vorschriften - einer
Bewilligung der Behorde.

(2) Die Anschlussnehmenden haben im Antrag um Erteilung einer Bewilligung nach Abs.1 die
erforderlichen Planunterlagen beizubringen, aus denen ersichtlich ist,

a) fur welchen Bereich des Bauwerkes das Brauchwasser genutzt wird,

b) dass durch die strikte Trennung der 6ffentlichen Trinkwasserleitung und Brauchwasserleitung eine
Ruckwirkung auf die Gemeindewasserversorgungsanlage verhindert wird,

(3) Die Inbetriebnahme darf erst nach vorheriger Uberpriifung durch den Wassermeister der Gemeinde
erfolgen.

89
Hydranten und Wasserabsperreinrichtungen

(1) Wasserentnahmen aus Hydranten unterliegen mit Ausnahme von Einsétzen der Feuerwehr der
Bewilligung des Wassermeisters. Solche Antrdge sind schriftlich beim Amt der Marktgemeinde Hérbranz
zu stellen. In einer allfélligen Bewilligung sind der Entnahmehydrant und die Dauer der Entnahme
festzulegen.

(2) Bei samtlichen Wasserentnahmen, mit Ausnahme von Feuerwehreinsatzen, sind Wasserzéhler zu
verwenden, welche das Wasserwerk zur Verfuigung stellt. Falls kein Wasserzéhler verwendet werden kann,
ist die entnommene Wassermenge auf andere geeignete Weise zu ermitteln und der Gemeinde
bekanntzugeben.

(3) Sofern es fiir eine gesicherte Wasserversorgung erforderlich ist, ist der Wassermeister jederzeit
berechtigt, die Entnahme flr die erforderliche Dauer zu untersagen.

(4) Wassersperreinrichtungen (Wasserschieber) dirfen nur durch befugte Personen bedient werden.

8§10
Wasserlieferungspflicht der Gemeinde

(1) Die Gemeinde hat jederzeit Trink- und Nutzwasser nach Malgabe der Ergiebigkeit und
Leistungsfahigkeit mit einem Mindestdruck von 1,5 bar bis zum Wasserzihler laut OVGW in der
Gemeindewasserversorgungsanlage zu liefern. Sie haftet fiir keine wie immer gearteten Schéden und
Folgeschaden, die auf Stérung bzw. Unterbrechung in der Wasserlieferung zurlickzufiihren sind.

(2) Unterbrechungen und Beschrankungen in der Wasserlieferung, sowie Anderung der
Druckverhaltnisse oder der Beschaffenheit des Wassers sind von der Gemeinde, soweit dies vorhersehbar
und moglich ist, rechtzeitig und in geeigneter Weise bekanntzugeben.

(3) Die Gemeinde darf, auRer im Falle unvorhersehbarer Storungen, die Wasserlieferung nur dann
unterbrechen, wenn unerldssliche technische Manahmen an der Gemeindewasserversorgungsanlage dies
erfordern. Aufgetretene Versorgungsstérungen sind ehest mdglich zu beheben.

(4) Bei langer anhaltender Trockenheit, sowie im Brandfalle oder bei sonstigen Notféllen, die
zwangslaufig Wasserversorgungsschwierigkeiten zur Folge habe kdnnen, ist der Wasserbezug auf das
notwendigste Mal3 zu beschranken.

(5) Die Gemeinde ist berechtigt die Wasserlieferungen, im Falle betréchtlicher Schrumpfung der
Wasserreserven, bei Eintreten hoherer Gewalt oder Blackout, den Trinkwasserbedarf zu beschranken.

(6) Anschlussnehmenden sind nicht berechtigt, Wasser an Dritte gegen Entgelt abzugeben.

(7) Loschwassermengen, die den Grundschutz Uberschreiten, sind von den Anschlussnehmenden
geméR den technischen Richtlinien fiir vorbeugenden Brandschutz in Verbindung mit den OIB-Richtlinien
zu gewabhrleisten. Bei Neubauten oder Erweiterungen von Bauwerken ist die Léschwasserversorgung durch
ein befugtes Unternehmen uberprifen zu lassen.
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§11
Uberwachung, Anzeigepflicht

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Errichtung der Anschlussleitung und der Verbrauchsleitung sowie
den Wasserbezug zu Uberwachen. Werden Missstande oder Mangel festgestellt und nicht innert
angemessener Frist behoben, so kann die Behorde deren Beseitigung durch Bescheid anordnen.

(2) Die Anschlussnehmenden sind verpflichtet der Gemeinde unverziglich zu melden, wenn

a)der Wasserbezug durch Umstdnde beeintrachtigt ist, die auf Mangel der
Gemeindewasserversorgungsanlage zurtickzufiihren sind oder

b) im Bereich der Anschlussleitung Schaden auftreten.

(3) Die  Grundeigentiimer:innen, die Anschlussnehmenden sowie die Inhaber:innen der
angeschlossenen Wohn- oder Geschéftsraume sind verpflichtet, die Vornahme der erforderlichen Arbeiten
sowie die Uberwachung durch von der Gemeinde bestellte Personen zu dulden, zu diesem Zweck auch das
Betreten von Bauwerken und Grundstiicken zu gestatten und mitzuwirken.

812
Ubergang von Rechten und Pflichten

Alle den Anschlussnehmenden erwachsenen Rechte und Pflichten gehen bei einem
Eigentumsiibergang auf die jeweiligen neuen Eigentlimer:innen des Gebdudes, des sonstigen Bauwerks,
des Betriebes oder der Anlage Uber. Die (heuen) Anschlussnehmenden treten auch in allfallige bestehende
Sondervereinbarungen ein.

2. Abschnitt
Gebihren

§13
Allgemeines

(1) Zur  Deckung der Kosten fur die  Errichtung und den  Betrieb  der
Gemeindewasserversorgungsanlage und fir die Lieferung des Wassers werden folgende Gebuhren
erhoben:

a) eine einmalige Wasseranschlussgebuhr fiir den Anschluss eines Gebdudes, eines sonstigen
Bauwerkes, eines Betriebes oder einer Anlage an die Gemeindewasserversorgungsanlage und eine
allfallige Ergédnzungsgebuhr,

b) eine laufende Wasserbezugsgebiihr und
c) eine laufende Wasserzahlergebhr.

(2) Gebiihrenschuldner:innen sind die Eigentimer:innen des Geb&udes, des sonstigen Bauwerkes, des
Betriebes oder der Anlage. Miteigentiimer:innen schulden die Gebihren zur ungeteilten Hand. Dies gilt
nicht, wenn mit dem Miteigentumsanteil das dingliche Recht auf ausschlieBliche Nutzung und Verfiigung
Uber eine selbststindige  Wohnungseinheit oder sonstige  selbststandige  Réaumlichkeiten
(Wohnungseigentum) verbunden ist. In diesen Féllen kann, sofern eine gemeinsame Verwaltung bestellt
ist, die Zustellung von Abgabenbescheiden an diese erfolgen.

(3) Ist das Gebdude, das sonstige Bauwerk, der Betrieb oder die Anlage im Gesamten vermietet,
verpachtet oder sonst zum Gebrauch (berlassen, so ist die Wasserbezugsgeblhr den Inhaber:innen
vorzuschreiben. Die Eigentlimer:innen haften jedoch fiir die Abgabenschuld.

§ 14
Wasseranschlussgebihr

(1) Die Wasseranschlussgebuhr ergibt sich aus dem mit der Bewertungseinheit vervielfachten
Beitragssatzes.

(2) Die Bewertungseinheit errechnet sich aus 75 v.H. der Geschossflache. Geschossflache ist die
Summe der Flachen der Geschosse eines Gebaudes, einschlieflich AuBen- und Innenwande.
Geschossflachen von nicht allseits umschlossenen Raumen zahlen nicht dazu. Geschossflachen von
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Garagen, die einen selbststandiger Teil eines Bauwerkes sind, sind in jedem Fall in die Berechnung
einzubeziehen.

(3) Bei Betrieben und Anlagen, die nicht Gebaude sind, gilt die von diesen genutzten Grundflachen
als Geschossflache im Sinne des Abs 2.

(4) Wenn bei einem Geb&ude, einem sonstigen Bauwerk, einem Betrieb oder einer Anlage ein
Wasserverbrauch zu erwarten ist, der im Verhaltnis zur Bewertungseinheit erheblich unter dem
Durchschnitt liegt, ist die Bewertungseinheit entsprechend zu verringern.

(5) Fir Betriebsstatten des Handels, des Gewerbes, der Industrie und der Landwirtschaft, wird die
Geschossflache so berechnet, dass der (ber 300 m?2 Ubersteigende Teil der gewerblich genutzten
Geschossflache nur zur Hélfte zur Anrechnung gelangt.

(6) Der Beitragssatz ist durch gesonderte Verordnung der Gemeindevertretung (Gebuhrenverordnung)
festzusetzen.

(7) Die Gemeindevertretung kann durch Verordnung einen Mindestbeitrag festsetzen.

(8) Fir nur kurzfristig verwendete Anlagen, wie insbesondere Wohnbaracken, ist die Anschlussgebihr
durch die Behdrde mit einem angemessenen Sondersatz zu bemessen.

(9) Der Gebuhrenfalligkeit tritt mit der Rechtskraft des Anschlussbescheides ein.

8§15
Erganzungsgebihr
(1) Wenn sich die Bewertungseinheit fur die Bemessung des Anschlussbeitrages wesentlich éndert,
durch bspw. Zu-, Um- oder Aufbau, kann ein Erganzungsbeitrag zum Anschlussbeitrag eingehoben werden.

(2) Die Hohe der Ergénzungsgebihr ergibt sich aus der Differenz zwischen der neuen und der
bisherigen Bewertungseinheit.

(3) Beim Wiederaufbau von abgebrochenen oder abgebrannten Geb&uden, sonstigen Bauwerken,
Betrieben oder Anlagen sind urspringlich geleistete Wasseranschlussgebiihren verhaltnisméBig zu
beriicksichtigen. Die Bestimmungen der Abs 1 und 2 gelten sinngemaR.

8§16
Wasserbezugsgebihr

(1) Das Ausmal’ der Wasserbezugsgebuhr ergibt sich aus dem mit der bezogenen Wassermenge, die
in Kubikmeter ermittelt wird, vervielfachten Gebihrensatzes.

(2) Der Gebuhrensatz pro Kubikmeter Wasser ist von der Gemeindevertretung durch gesonderte
Verordnung (Gebihrenverordnung) festzusetzen.

(3) Als gebuhrenpflichtige Wassermenge gilt die von der Gemeindewasserversorgungsanlage
bezogene Wassermenge. Fehlt ein Wasserzéhler oder kann der Wasserverbrauch durch ein Gebrechen am
Wasserzéhler nicht ermittelt werden, so ist er unter Beachtung der mal3geblichen Umstédnde gemaR den
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung zu schatzen.

(4) Nicht bewilligte Wasserentnahmen aus Hydranten, sowie Wasserverluste, hervorgerufen durch
schuldhafte Beschadigung an der Gemeindewasserversorgungsanlage, sind von der Gemeinde zu schatzen
und zum doppelten Gebuhrensatz gemafl Abs. 2 den Abnehmenden oder Verursachenden in Rechnung zu
stellen.

§17
Einhebung der Wasserbezugsgebuhr

(1) Die Wassergebiihren werden jeweils fiir ein Quartal als Vorauszahlung vorgeschrieben. Grundlage
fiir diese Vorauszahlung sind die zu erwartenden Jahresbezugsmengen.

(2) Sofern im Vorjahr keine Gebiihrenpflicht bestanden hat oder wenn eine wesentliche Anderung des
Wasserbezuges anzunehmen ist, ist die Gebiihrenvorschreibung in der Hohe des zu erwartenden
Wasserbezuges vorzunehmen.

(3) Alljahrlich in der ersten Halfte des Monats Dezember sind die Z&hler abzulesen und ist unter der
Beriicksichtigung der Pauschalvorschreibungen eine Jahresabrechnung zu erstellen.
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§18
Wasserzahlergebihr

(1) Fur den Ankauf, die Erneuerung und die Instandhaltung der Wasserzdhler wird eine
vierteljahrliche Bereitstellungsgebihr eingehoben.

(2) Die Hohe der Bereitstellungsgebihr ist durch Verordnung der Gemeindevertretung
(Gebuhrenverordnung) festzusetzen.
(3) Der Gebuhrenanspruch entsteht mit Einbau des Wasserzahlers.

(4) Die Bestimmungen des § 13 Abs. 2 und 3 gelten sinngeméR.

§19
Bauwasser

(1) Fir den Bezug von Bauwasser (Bauwasseranschluss) kann der Wasserbezug tber einen Zéhler
registriert und die tatséchlichen Verbrauche verrechnet werden. Mal3geblich ist die Bezugsgebuhr fir die
Wassergebiihren gemaR glltiger Gebihrenverordnung der Marktgemeinde Hérbranz.

(2) Der Bauwasseranschluss gemalt Abs. 1 wird ausschliellich Gber schriftlichen Antrag beim
Wassermeister der Marktgemeinde Horbranz durch diesen installiert.

(3) Die Antragstellenden eines Bauwasseranschlusses haben einen geeigneten frostsicheren Schacht
vor Installation durch den Wassermeister zur Unterbringung der Z&hleinrichtung vorzusehen. Als geeignet
gilt jedenfalls ein unterirdischer Schacht mit einem Durchmesser von 100 cm. Frostschaden aufgrund
unsachgemaler Ausfiihrung sind von den Anschlussnehmenden zu tragen.

(4) Sollte kein Bauwasserzéhler gemal Abs. 1 installiert sein, werden die Bezlige pauschaliert zur
Abrechnung gebracht: Fur in Bau befindliche Objekte ohne Zahleinrichtung wird eine Pauschale in Hohe
von 24 m3 per angefangenen 100 m2 Geschossflache pro Vierteljahr verrechnet.

(5) Die Ablesung und die Endabrechnung erfolgt nach Meldung der Anschlussnehmenden an den
Wassermeister, dass ein Bauwasseranschluss nicht mehr benétigt wird.

3. Abschnitt
Schlussbestimmungen

8§20
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit 01.08.2023 in Kraft, gleichzeitig tritt die Wasserleitungsordnung und die
Wassergebiihrenverordnung vom 22.11.2006 der Marktgemeinde Horbranz auler Kraft.

Der Blrgermeister:
Andreas Kresser

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

EINDE 4
ot o ; - P
4© 'Po,f, Dieses Dokument ist amtssigniert im Sinne des E-Government-Gesetzes.

Die Echtheit des elektronischen Dokuments kdnnen Sie unter
https://pruefung.signatur.rtr.at/ prifen.

Ausdrucke haben die Beweiskraft einer 6ffentlichen
Urkunde gemafR § 20 E-Government-Gesetz.
AMTSSIGMAT UR Diese sind bei der Marktgemeinde Horbranz prifbar.
+43 5573 82222 0 | gemeinde@hoerbranz.at

www.ris.bka.gv.at




	Marktgemeinde Hörbranz

		2023-07-04T11:59:46+0200
	Informationen zur Pr<FC>fung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




